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Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten im kaufmännischen 
Geschäftsverkehr mit allen unseren Abnehmern, im nicht kaufmännischen Geschäftsverkehr gelten 
diese AGB nach Maßgabe der Ziffer 8. 
Soweit nicht zwischen uns und unseren Abnehmern ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde, 
finden im Übrigen die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) Anwendung. 
 
1. Anwendung 
 
a)  Unsere AGB sind auch dann wirksam, wenn wir uns - im Rahmen einer laufenden 

Geschäftsverbindung- bei späteren Verträgen nicht ausdrücklich auf sie beziehen. 
Entgegenstehende oder von unseren AGB abweichende Bedingungen sind für uns nur 
verbindlich, soweit wir ihnen in jedem Einzelfall ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. 
Ohne schriftliche Bestätigung gelten sie auch dann nicht, wenn sie von uns nicht ausdrücklich 
abgelehnt werden, selbst wenn wir in der Auftragsbestätigung auf ein die Einkaufsbedingungen 
des Kunden enthaltendes Schreiben Bezug nehmen. 

b)  Unsere Angebote erfolgen zu Nettopreisen ausschließlich Umsatzsteuer und sie sind 
freibleibend; Aufträge kommen nur durch schriftliche Bestätigung bzw. mit Beginn der 
Übergabe der Ware zustande. Für die richtige Auswahl der Betonsorte ist alleine der Käufer 
verantwortlich. 

c)  Elektronische Bestellungen sind nur verbindlich, wenn deren vollständiger Eingang 
ausdrücklich von uns bestätigt wurde. 

 
2. Lieferung und Abnahme 
 
a) Erfüllungsort für die Lieferung ist das Betonwerk, ansonsten an der vereinbarten Stelle. Wird 

diese auf Wunsch des Käufers nachträglich geändert, so trägt dieser alle dadurch 
entstehenden Kosten. 
Vereinbarte Liefertermine beziehen sich auf die Bereitstellung der Ware zur Übergabe. Wir 
sind bemüht, vom Käufer gewünschte oder angegebene Leistungszeiten einzuhalten. Die 
Nichteinhaltung vereinbarter Lieferzeiten berechtigen den Käufer zum Rücktritt wegen 
Verzuges, wenn er uns zuvor erfolglos unter Ablehnungsandrohung eine angemessene 
Nachfrist gesetzt hat ( § 326 BGB). 
Soweit von uns nicht zu vertretende Umstände uns die Ausführung übernommener Aufträge 
erschweren, verzögern oder unmöglich machen, sind wir berechtigt, die Lieferung/ 
Restlieferung um die Dauer der Behinderung hinauszuschieben oder vom Vertrage ganz oder 
teilweise zurückzutreten. Nicht zu vertreten haben wir z. B. behördliche Eingriffe, 
Betriebsstörungen, Streik, Aussperrung, durch politische oder wirtschaftliche Verhältnisse 
bedingte Arbeitsstörungen, Mangel an notwendigen Roh- und Betriebsstoffen, 
Transportverzögerungen 
durch Verkehrsstörung und unabwendbare Ereignisse, die bei uns, unseren Vorlieferanten 
oder in fremden Betrieben eintreten, von denen die Aufrechterhaltung unseres Betriebes 
abhängig ist. 

b) Für die Folgen unrichtiger und/oder unvollständiger Angaben bei Abruf haftet der Käufer, 
Übermittlungsfehler gehen zu seinen Lasten. 

c)  Die den Lieferschein unterzeichnende Person gilt als zur Abnahme der Lieferungen und 
Leistungen und zur Bestätigung des Empfangs bevollmächtigt. 

d)  Der Abnehmer hat unverzüglich zu untersuchen, bzw. zu prüfen, ob die Ware einwandfrei und 
vollständig zur Verfügung gestellt ist und etwaige Mängel sofort zu rügen. Sofern die 
bereitgestellte Ware bis zum vereinbarten Liefertermin oder innerhalb der Lieferfrist nicht 
abgenommen ist, gilt sie mit Ablauf des fünften Werktages nach dem Liefertermin als 
abgenommen. 

e) Vertragsstrafen sind uns gegenüber nur wirksam, wenn sie für jeden Einzelfall in einer 
besonderen Vereinbarung festgelegt wurden. 

 
3. Gefahrübergang 
 

Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Baustoffe geht 
bei Abholung im Werk in dem Zeitpunkt auf den Käufer über, in welchem die Ware verladen ist. 
Bei Zulieferung durch Fahrzeuge geht die Gefahr über, sobald das Fahrzeug an der 
Übergabestelle eingetroffen ist, spätestens jedoch, sobald es die öffentliche Straße verläßt, um 
zur vereinbarten Übergabestelle zu fahren. 

 
4. Gewährleistung, Sachmängel 
 
a)  Der Kunde hat Sachmängel gegenüber der Betriebsleitung unverzüglich schriftlich zu rügen. 

Erfolgt die Rüge mündlich oder fernmündlich, bedarf sie schriftlicher Bestätigung. Fahrer, 
Laboranten und Disponenten sind zur Entgegennahme von Rügen nicht befugt. 

b) Mängel, gleich welcher Art, sowie die Lieferung einer anderen als der bedungenen Betonsorte 
oder -menge sind innerhalb der gesetzlichen Frist zu rügen. Ist einer der angeführten 
Umstände offensichtlich, so hat die Rüge sofort bei Abnahme zu erfolgen. Eine spätere Rüge 
wird nicht anerkannt. Beanstandete Betone dürfen nicht verarbeitet werden. Auch verdeckte 
Mängel sind uns unverzüglich nach ihrer Entdeckung, spätestens vor Ablauf der 
Gewährleistungspflicht zu melden und schriftlich geltend zu machen. Bei nicht form- und /oder 
fristgerechter Rüge gilt der Beton als genehmigt. Gleiches gilt, wenn der Käufer oder die uns 
gegenüber zur Abnahme bevollmächtigte Person den Beton mit Zusätzen, Wasser, 
Transportbeton anderer Lieferanten oder mit Baustellenbeton vermengt oder sonst verändert. 

c)  Wegen eines von uns zu vertretenden, sofort erkennbaren Mangels ist uns zunächst stets 
Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu gewähren. Schlägt die 
Nacherfüllung fehl, kann der Kunde vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern. 
 Bei Mängelrügen dürfen Zahlungen des Kunden in einem Umfang zurückgehalten werden, die 
in einem angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen Sachmängeln stehen. Der Kunde 
kann Zahlungen nur zurückhalten, wenn eine Mängelrüge geltend gemacht wird, über deren 
 Berechtigung kein Zweifel bestehen kann. Erfolgt die Mängelrüge zu Unrecht, sind wir 
berechtigt, die uns entstandenen Aufwendungen vom Kunden ersetzt zu verlangen. 

d)  Probewürfel gelten nur dann als Beweismittel, wenn sie in Gegenwart eines von uns 
Beauftragten vorschriftsmäßig hergestellt und behandelt worden sind. 

e)  Bezüglich der Haftung für zugesicherte Eigenschaften verbleibt es bei der gesetzlichen 
Regelung mit der Maßgabe, dass unsere Haftung für Schadensersatzleistungen sich dem 
Umfang nach auf die Deckungssumme unserer Produkthaftpflichtversicherung, die mindestens 
2 Mio. beträgt, beschränkt, sofern nicht die von uns zu vertretende Vertragsverletzung auf 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht. 
 Uns ist Gelegenheit zu geben, den Mangel selbst und/oder durch von uns beauftragte 
Fachleute untersuchen zu lassen; diese Rechte stehen uns zu, soweit der Kunde uns nicht 
glaubhaft macht, dass wegen Gefahr im Verzuge Sofortmaßnahmen ergriffen werden mussten. 
Die Übernahme von Kosten für fremdbeauftragte Gutachter bedarf einer schriftlichen 
Vereinbarung im Einzelfall.  
Unsere Gewährleistung gilt nur für den von uns hergestellten Beton, nicht jedoch für solchen 
oder solche Ware, die wir von dritter Seite erworben haben. Hinsichtlich dieser Waren werden 
wir die uns gegen den Lieferanten/Hersteller zustehenden Rechte an unseren Kunden 
abtreten. 
 Für Schadensansprüche gilt im übrigen Ziffer 5. Weitergehende oder andere, als die in dieser 
Ziffer 4 geregelten Ansprüche des Bestellers gegen uns und unseren Erfüllungsgehilfen wegen 
eines Sachmangels, sind ausgeschlossen. 

f) Sachmängelansprüche verjähren in 12 Monaten. Dies gilt nicht, soweit das Gesetz gemäß § 
438 Abs.1 Nr. 2, 479 Abs. 1 und 634 a Abs. 1 Nr. 2 BGB längere Fristen vorschreibt. 

 
5. Sonstige Schadensersatzansprüche 
 
a) Schadens- und Aufwendungsersatzansprüche des Kunden (im Folgenden: 

Schadensersatzansprüche), gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen 
Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus unerlaubter Handlung, sind 
ausgeschlossen. 

b) Dies gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird, z. B. nach Produkthaftungsgesetz, in Fällen des 
Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit, wegen Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit und wegen der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der 
Schadensersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den 
vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit vorliegt oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der  
 Gesundheit gehaftet wird. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Kunden ist mit der 
vorstehenden Regelung nicht verbunden. 

 

 
 
 
c) Soweit dem Kunden nach dieser Ziffer 5 Schadensersatzansprüche zustehen, verjähren diese 

mit Ablauf der für Sachmängelansprüche geltenden Verjährungsfrist gemäß Ziffer 4 f. 
 
6. Preise und Zahlungsbedingungen 
 
a)  Erhöhen sich zwischen Abgabe des Angebotes oder Annahme des Auftrages und seiner 

Ausführung unsere Selbstkosten insbesondere für Zement, Zuschlagsstoffe, Fracht, Energie 
und/oder Löhne, so sind wir ohne Rücksicht auf Angebot und Auftragsbestätigung berechtigt, 
unseren Verkaufspreis entsprechend zu berichtigen. 

b) Zuschläge für Mindermengen, nicht normal befahrbarer Straße und Baustelle sowie nicht 
sofortiger Entladung bei der Ankunft, sowie für Lieferungen außerhalb der normalen 
Geschäftszeiten oder in der kalten Jahreszeit werden nach unserer jeweils gültigen Preisliste 
berechnet. 

c) Im Falle des Zahlungsverzuges können wir - unbeschadet weiterer Ansprüche - die 
banküblichen Zinsen, mindestens jedoch Zinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem 
jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank berechnen. 
Bei Zahlungsverzug des Kunden sind wir - nach unserer Wahl - berechtigt, weitere Lieferungen 
bzw. Leistungen von Vorauszahlungen oder Sicherheitsleistungen abhängig zu machen, 
Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung zu verlangen oder vom Vertrag 
zurückzutreten. Dies gilt nicht, wenn der Kunde, zu Recht, die Lieferung beanstandet hat. 
Außerdem können wir entgegengenommene Wechsel vor Verfall zurückgeben und sofortige 
Barzahlung fordern. 

d) Bei Forderungen aufgrund mehrerer Lieferungen bzw. Leistungen bleibt die Verrechnung von 
Geldeingängen auf die eine oder auf die andere Schuld uns überlassen. Der Kunde ist nicht 
berechtigt, wegen irgendwelcher Ansprüche, auch wenn sie aufgrund von Mängelrügen 
erhoben sind, mit seinen Zahlungen innezuhalten oder Zahlungen zu verweigern. Mit etwaigen 
Gegenforderungen kann er nur aufrechnen, wenn sie unbestritten, anerkannt oder rechtskräftig 
festgestellt sind. 

 
7. Sicherungsrechte 
 
a)  Wir behalten uns das Eigentum an allen von uns gelieferten Waren vor, bis unsere sämtlichen 

Forderungen - ohne Rücksicht auf ihren Rechtsgrund und ihre Entstehungszeit - aus der 
Geschäftsverbindung mit dem Kunden beglichen sind, bis ein etwaiger Kontokorrentsaldo 
 ausgeglichen ist, bei Entgegennahme von Wechseln oder Schecks bis zu deren Einlösung. 
Der Kunde darf die von uns gelieferten Materialien im ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb 
verarbeiten und/oder weiter veräußern. Die Ermächtigung zur Weiterveräußerung entfällt dann, 
wenn der Kunde mit seinen Abnehmern ein Abtretungsverbot vereinbart hat. Der Kunde ist 
verpflichtet Eigentumsvorbehaltsware pfleglich zu behandeln. Bei Verletzung sind wir 
berechtigt, die sofortige Herausgabe zu verlangen. 

b)  Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, erfolgt die Bearbeitung oder Verarbeitung der 
Vorbehaltsware für uns. Uns steht das Eigentum oder Miteigentum, §§ 947, 950 BGB, an der 
hierdurch entstehenden neuen Sache zu. 
 Bei Verbindung bzw. Vermischung der Vorbehaltsware mit anderen Sachen steht uns das 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zum Wert der 
anderen Sachen im Zeitpunkt der Verbindung bzw. der Vermischung, § 948 BGB, zu. 
 Die durch Verarbeitung oder Verbindung bzw. Vermischung entstehende neue Sache gilt als 
Vorbehaltsware im Sinne dieser Bedingungen. Der Kunde tritt hiermit die ihm aus der 
Weiterveräußerung der Vorbehaltsware gegen seine Abnehmer zustehenden Ansprüche mit 
allen 
 Nebenrechten an uns ab, und zwar bei Verarbeitung, Verbindung oder Vermischung in Höhe 
des Wertes der von uns gelieferten Ware. 

c)  Auf unseren Wunsch hat der Kunde, sobald er in Verzug ist, die Abtretung seinen Schuldnern 
bekanntzugeben und uns die erforderlichen Angaben zu machen und Unterlagen 
auszuhändigen. Übersteigt der Wert der Eigentumsvorbehaltsware oder uns gegebenen 
Sicherungen die Höhe unserer Forderungen insgesamt um mehr als 20 %, so sind wir auf 
Verlangen des Käufers insoweit zur Freigabe bzw. Rückübertragung verpflichtet. 

d)  Wird die gelieferte Ware oder werden die daraus hergestellten Sachen in das Grundstück 
eines Dritten derart eingebaut, daß sie wesentliche Bestandteile des Grundstücks werden, so 
gehen die anstelle dieser Sachen tretenden Forderungen des Kunden gegen seinen Abnehmer 
in Höhe des Einkaufswertes unserer verbauten Ware zur Sicherung unserer Forderung auf uns 
über, ohne daß es noch einer besonderen Abtretungserklärung bedarf. Der Übergang dieser 
Forderung ist für den Zeitpunkt ihrer Entstehung vereinbart. 

e) Der Kunde darf die unter Eigentumsvorbehalt stehende Ware weder verpfänden noch 
sicherheitshalber übereignen und hat uns Pfändungen, die auf Betreiben Dritter erfolgt sind, 
unverzüglich anzuzeigen. 

g) Die Rücknahme bzw. Geltendmachung des Eigentumsvorbehaltes erfordert nicht unsere 
Rücktrittserklärung; in diesen Handlungen oder einer Pfändung der Vorbehaltsware durch uns 
liegt kein Rücktritt vom Vertrag, es sei denn, wir hätten diesen ausdrücklich erklärt. 

 
8. Geltung für Nichtkaufleute 
 

Für Rechtsgeschäfte, die weder den Betrieb des Handelsgewerbes eines Kaufmannes noch 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen 
betreffen, gelten diese AGB mit folgender Maßgabe: 

 Ziffer 1 a) erster Absatz gilt nicht. 
Ziffer 2 d) erster Absatz gilt mit der Maßgabe, daß die Rügepflicht zwei Wochen      beträgt. 

 Ziffer 2 d) zweiter Absatz gilt nicht. 
 Ziffer 4 f) gilt nach Maßgabe der gesetzlichen Verjährungsvorschrift. 

Ziffer 6 d) erster Absatz gilt mit der Maßgabe, dass fünf Prozentpunkte über dem jeweiligen 
Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank berechnet werden können. 
Ziffer 6 d) letzter Absatz Satz eins gilt nur insoweit, als auf die Rechtsfolgen des Verzuges 
(Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung) in der Rechnung besonders hingewiesen 
worden ist oder eine angemessene Frist gesetzt wird (Mahnung). 

 Ziffer 9 Satz 1 gilt nur soweit nach § 38 ZPO zulässig. 
 Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung des Verkäufers zur Gewährleistung wegen 
Mängel der Sache erlassen oder beschränkt wird, ist nichtig, wenn der Verkäufer den Mangel 
arglistig verschweigt (§ 476 BGB). 

 
 
9. Gerichtsstand 
 

Gerichtsstand - auch für Wechsel-, Scheck- und Urkundenprozesse - ist der Sitz unserer Firma. 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB ganz oder teilweise rechtlich unwirksam sein oder 
werden, soll die Geltung der übrigen Regelungen dadurch nicht berührt werden. 


